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Betreff

Erlass einer Entwässerungssatzung

Finanzielle Auswirkungen

X keine haushaltsmäßige Berührung

Auswirkungen siehe Sachverhalt

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt stimmt der anliegenden vom EUV Verwaltungsrat beschlossenen
Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche
Abwasseranlage in der Stadt Castrop-Rauxel (Entwässerungssatzung) zu.

B e i s e n h e r z W e r n e r M ö n c h



Sachverhalt

Aufgrund des am 11.05.2005 in Kraft getretenen neuen Landeswassergesetzes NRW

(LWG NRW) haben die abwasserbeseitigungspflichtigen Körperschaften oder Anstalten

die örtliche Entwässerungssatzung an die neuen Bestimmungen des LWG NRW anzu-

passen.

Neu zu regeln in der Entwässerungssatzung sind hiernach die Abwasserüberlassungs-

pflicht für Niederschlagswasser sowie deren Ausnahmevorschriften.

Gemäß § 53 Abs. 1 c LWG NRW ist Abwasser (Schmutzwasser und Niederschlags-

wasser) von dem Nutzungsberechtigten des Grundstücks, auf dem das Abwasser an-

fällt, der Gemeinde oder bei einem Übergang der Aufgabe auf eine Anstalt des öffentli-

chen Rechts (wie im Falle des EUV), dieser zu überlassen, soweit nicht nach den fol-

genden Vorschriften der Nutzungsberechtigte selbst oder andere  zur Abwasserbeseiti-

gung verpflichtet sind.

Nach § 53 Abs. 3 a LWG NRW ist der Grundstückseigentümer selbst zur Beseitigung

von Niederschlagswasser verpflichtet, wenn nachgewiesen ist, dass das Nieder-

schlagswasser gemeinwohlverträglich auf dem Grundstück versickert oder ortsnah in

ein Gewässer  eingeleitet werden kann und der Anschlussberechtigte des Grundstücks

von der Überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW freigestellt wird. Hiervon

unberüht bleibt die Möglichkeit, auf die Überlassung des Niederschlagswassers zu ver-

zichten, wenn die Übernahme bereits erfolgt ist und eine ordnungsgemäße Beseitigung

oder Verwendung des Niederschlagswassers durch den Anschlussberechtigten sicher-

gestellt ist. Der Nachweis der Gemeinwohlverträglichkeit ist von der zuständigen Be-

hörde unter Berücksichtigung der Entwicklung der Grundwasserstände zu führen, wenn

die Bebaubarkeit des Grundstückes nach dem 1. Januar 1996 durch einen Bebauungs-

plan, einen Vorhaben- und Erschließungsplan oder eine baurechtliche Satzung begrün-

det worden ist. Im Übrigen ist der Nachweis durch den Anschlussberechtigten des

Grundstücks zu führen.



Neben redaktionell bedingten Satzungsanpassungen sind die vorgenannten gesetzli-

chen Neuregelungen in die anliegende Neufassung der Entwässerungssatzung einge-

fügt worden (siehe §§ 4 Abs. 5, 6 Abs. 2, 7 Abs. 1 u. 8 Abs. 1 u. 3).

Gemäß § 5 Abs. 2 Ziffer 1 der Kommunalunternehmenssatzung ist der Verwaltungsrat

für den Erlass von Satzungen im Rahmen der übertragenen Aufgabenbereiche zustän-

dig.

Bezüglich des Erlasses der Satzung hat der Rat der Stadt gemäß § 9 der Kommu-

nalunternehmenssatzung ein Weisungsrecht. Ferner bedürfen Entscheidungen von

grundsätzlicher Bedeutung seiner Zustimmung. Vor der öffentlichen Bekanntmachung

der Satzung ist somit die vom Verwaltungsrat beschlossene Satzung noch vom Rat der

Stadt zu billigen.


